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Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

122. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 15. April 1964 

123. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 16. April 1964 


I. Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


Abgeordneter 

Dr. Kliesing 
(Honnef) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
leitenden Oberstaatsanwalts bei dem Landge- 
richt Hamburg, der in einem Schreiben vom 
12. Februar 1964 erklärt (AZ-Nr. 141 Js 
1585/63): „Die , Verteidigungsbereitschaft' ist 
kein unabdingbarer Bestandteil eines Rechts- 
staats und mithin nicht Teil der verfassungs- 
mäßigen Ordnung."? 


11. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


n. l. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Dienstan- 
Hammersen Weisung zum Zollgesetz und zur Allgemeinen 

Zollordnung — Erlaß des Bundesministers der 
Finanzen vom 18. April 1963 — in Abschnitt E 
Nr. 56 dahin gehend zu überprüfen, ob auf 
Antrag auch der Deutsche Rentnerbund e. V., 
Frankfurt (Main), die Freie Demokratische 
Volkswohlfahrt e. V., Berlin, und ähnliche 
Verbände in den Kreis der Organisationen der 
freien Wohlfahrtspflege miteinbezogen wer- 
den können, die zum Verteilerverkehr für die 
bleibende Verwendung von Liebesgaben zu- 
zulassen sind? 


11. 2. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung den Begün- 

Dr. Dittrich stigungszeitraum der steuerlichen Förderungs- 

maßnahmen für das Zonenrandgebiet zu ver- 
längern? 


IIL Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

IIL 1. Abgeordnete Konnte die lange Liste der Vorbehalte zum 

Frau Dr. Hubert Europäischen Niederlassungsabkommen, von 
der Staatssekretär Carstens in der Fra- 
gestunde vom 15. Februar 1963 sprach, in- 
zwischen verkürzt werden, daß mit der Hin- 
terlegung der Ratifikationsurkunde für das 
vom Deutschen Bundestag am 11. Juni 1959 
gebilligte Abkommen in absehbarer Zeit ge- 
rechnet werden kann? 
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III. 2. Abgeordneter Wie viele sowjetrussische und Studenten un- 
Werner serer östlichen Nachbarstaaten studieren an 

deutschen Universitäten als Stipendiaten? 

IIL 3. Abgeordneter Wie viele deutsche Studenten studieren an 
Werner sowjetrussisdien oder Universitäten östlicher 

Nachbarstaaten als Stipendiaten? 


IV. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


IV, 1. Abgeordneter Wann ist mit einer Novelle zum Gesetz über 
Peiter die Gewährung einer einmaligen Uberbrük- 

kungszulage an Kriegsopfer für das Jahr 1962 
zu rechnen, mit der die Härte ausgeglichen 
wird, die diejenigen Versorgungsempfänger 
getroffen hat, die als Beamte oder ehemalige 
Berufssoldaten nach 1945 in den Landesdienst 
eingetreten sind und die Uberbrückungszulage 
in Höhe von 30®/o nur vom Bundesanteil der 
Versorgungsbezüge erhalten haben? 

IV. 2, Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Müller (Erbendorf) tschechische Handelsdelegation sich mit der 
Öffnung des Grenzüberganges Waldsassen 
und Bayerisch Eisenstein befaßt? 

IV. 3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, für die öff- 
Müller (Erbendorf) nung der beiden Grenzübergänge Waldsassen 
und Bayerisch Eisenstein einzutreten? 

IV. 4. Abgeordneter Ist der Bundesregierung „Das Gutachten über 
Dr. Willeke die Verwendung von Lochkarten und elektro- 

nischen Rechenanlagen bei der Zahlung von 
Bezügen" des Herrn Präsidenten des Bundes- 
rechnungshofes vom Dezember 1963 — Pr. 2/3 
- 1011/06-07 — bekannt, womit auf stark 
überhöhte Sachkosten, gesteigerten Personal- 
bedarf und Verzögerung in der Bearbeitung 
bei diesen Verfahren hingewiesen wird? 

IV. 5. Abgeordneter Welche Folgerungen gedenkt die Bundesre- 
Dr. Willeke gierung aus dem in Frage IV/4 erwähnten 

Gutachten für den eigenen und gegebenenfalls 
den weiteren Bereich der öffentlichen Verwal- 
tung zu ziehen? 

IV. 6. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung angesichts der 
Dr. Willeke gutachtlichen Feststellung, daß die Rationali- 

sierungsziele durch „Technisierung des Besol- 
dungsverfahrens mit Lochkartenmaschinen und 
Datenverarbeitungsverfahren im allgemeinen 
überschätzt worden sind", stärkeres Maßhal- 
ten und Vernünftigmachung der sog. Automa- 
tion in der öffentlichen Verwaltung empfehlen 
zu müssen? 
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IV. 7. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Höherstu- 
Fritsch fung der Stadt Landau (Isar) in Ortsklasse A 

vorzunehmen, nachdem die Regierung von 
Niederbayern nach Prüfung aller maßgeb- 
lichen Umstände zu dem Ergebnis gelangte, 
daß das Verbleiben in Ortsklasse B eine be- 
sondere Härte darstellt? 


V. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


V. 1. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Hammersen die Ausfuhr der hunderttausenden von gegen- 

wärtig auf zahllosen Abstellplätzen abgestell- 
ten Gebrauchtwagen in Länder außerhalb der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ein- 
schließlich der Entwicklungshilfeländer zu för- 
dern? 


V. 2. Abgeordneter 

Arendt 

(Wattenscheid) 


Zu welchem Ergebnis hat das von der Bundes- 
regierung am 7. Oktober 1963 im Ministerrat 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl eingebrachte sogenannte Übergangs- 
protokoll zur Änderung des Vertrages über 
die Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl geführt? 


V. 3. Abgeordneter 

Arendt 

(Wattenscheid) 


Beabsichtigt die Bundesregierung die in dem 
in Frage V/2 genannten Ubergangsprotokoll 
gemachten Änderungsvorschläge aufrechtzuer- 
halten und ihre diesbezüglichen Pläne weiter- 
zuverfolgen? 


V. 4. Abgeordneter Welche Gründe waren für die Bundesregie- 
Arendt rung maßgebend, ein Übergangsprotokoll zur 

(Wattenscheid) Änderung des Montanvertrages vorzulegen, 

anstatt das von der Hohen Behörde vorgelegte 
Protokoll zur Grundlage einer Diskussion im 
Ministerrat zu machen? 


V. 5. Abgeordneter 

Dr. Dr. h. c. 
Friedensburg 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesre- 
gierung gegen die neuerliche Verteuerung auf 
dem Baumarkt zu ergreifen, insbesondere ge- 
gen die Forderung der Bauhandwerker, die 
an Stelle des ausgehandelten Tariflohnes ein 
Vielfaches an Garantielöhnen verlangen und 
damit die Baupreise auf eine für viele wich- 
tige und ernsthafte Vorhaben unerträgliche 
Höhe treiben? 


V. 6. Abgeordneter ln welcher Richtung gehen die vom Bundes- 
Dr. Jungmann gesundheitsministerium ausgegangenen Anre- 
gungen zur Änderung der Bundespflegesatz- 
Verordnung aus dem Jahre 1954 (PR 7/54)? 
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VI. Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung einzuleiten, um die in verschiedenen Ge- 
oieten der Bundesrepublik sich ausweitende 
Tollwut wirksam einzudämmen? 

VI. 2. Abyeoidueter Trifft es zu, daß die Bundesregierung ein 

Müller (Erbendorf) Bundesgesetz zur Bekämpfung von Bienen- 
krankheiten plant? 

VI. 3. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
Reichmann die Nichtanpassung der Richtlinien die Aus- 

siedlung, Aufstockung und A^lthofsanierung im 
Jahre 1963 rückgängig waren? 

VI 4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Richtlinien 
Reichmann für die Aussiedlung, Aufstockung und Althof- 

saniorung baldmöglichst zu erlassen, zu ver- 
einfachen und der Entwicklung anzupassen, 
damit diese wichtigen Agrarstrukturverbesse- 
rungsmaßnahmen zügiger durchgeführt und 
fortentwickelt werden können? 

VIL Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung 

VIL 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine allen so- 
Dr. Dr. h. c. zialen, v/irtschaftlichen und grundsätzlichen 

Friedensburg Interessen Rechnung tragende Regelung des 

Arbeitszeitproblems durch ein Gutachten vor- 
zubereiten, mit dessen Ausarbeitung die Bun- 
desregierung einen Kreis unabhängiger Fach- 
leute aus den in Frage kommenden Gebieten 
beauftragt? 

VII. 2. Abgeordneter Hat die Bundesregierung, nachdem durch Ver- 

Dröscher minderung der Zahl ziviler deutscher Arbeits- 

kräfte bei den US-Dienststellen im Raum 
Baumhoider eine größere Anzahl von Entlas- 
sungen bevorsteht, Vorbereitungen getroffen, 
um eine Unterbringung in anderen Arbeits- 
plätzen zu gewährleisten? 

Nach welchen Richtlinien sind Institutionen 
wie Krankenhäuser, Altersheime u. a. ausge- 
wählt worden, denen sogenannte Wehrdienst- 
verweigerer zur Ableistung des Ersatzdienstes 
zugewiesen werden? 

VIIL Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

VI II. 1. Abgeordneter Wann ist mit der Novellierung des Unter- 

Schmitt- haltssicherungsgesetzes zu rechnen? 

Vockenhausen 


Fragebte.'er tt .r s:ch mit sJArlUhcher Beantwortung einverstanden 
erklärt. 


VII. 3. Abgeordneter 

Spies 


VI. 1. Abgeordneter 

Riegel 

(Göppingen) •) 
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VIII. 2. Abgeordneter 
Schmitt- 
Vockenhausen 


VIIL 3. Abgeordneter 
Schmitt- 
Vockenhausen 


VIII. 4. Abgeordneter 
Mancher 


VIII. 5. Abgeordneter 

Gramer 


VIII. 6. Abgeordneter 

Dr. Rutschke 


VIII. 7. Abgeordneter 

Dr. Rutschke 


VIII. 8. Abgeordneter 

Dr. Rutschke 


Ist der Herr Bundesverteidigungsminister be- 
reit, in jedem Falle die Einkommensgrenze 
für Leistungen nach dem Unterhaltssicherungs- 
gesetz neu festzulegen? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der Novel- 
lierung des Unterhaltssicherungsgesetzes als 
Antragsberechtigten für den Mietzuschuß nach 
§ 7 Abs. 2 Nr. 5 statt des Wehrpflichtigen auch 
die Familie zuzulassen? 

Ist das Bundesverteidigungsministerium be- 
reit, um zur Beseitigung des Lehrermangels 
beizutragen, daß diejenigen Wehrpflichtigen, 
die den Lehrerberuf erlernen wollen, vom 
Wehrdienst zurückgestellt werden? 

Treffen Zeitungsmeldungen zu, wonach die 
Bundesregierung und ihr früherer Verteidi- 
gungsminister Strauß die Konstruktions- und 
Entwicklungstätigkeit der deutschen Flugzeug- 
ingenieure beim Bau der für Ägypten be- 
stimmten Messerschmidt-Düsenjäger H 200 
und H 300 voll gebilligt und unterstützt hat? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 6980 
Civilian Labor Group in einer Stärke von 
etwa 600 Mann kurzfristig aufgelöst wird und 
damit eine seit 10 Jahren bestens bewährte, 
einsatzbereite technische Einheit der NATO- 
Verteidigung nicht mehr zur Verfügung steht, 
da die Angehörigen dieser deutschen Dienst- 
gruppe sich nach anderen Arbeitsplätzen Um- 
sehen müssen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die in Fra- 
ge Vin/6 genannte Einheit der NATO-Vertei- 
digung in ihrem Bestand zu erhalten und sie 
im Rahmen der territorialen Verteidigung ein- 
zusetzen? 

Ist es richtig, daß der Herr Bundesverteidi- 
gungsminister in einer öffentlichen Versamm- 
lung der CDU am 20. März 1964 darauf hinge- 
wiesen hat, daß die Aufstellung von territo- 
rialen Verteidigungsverbänden deshalb außer- 
ordentlich schwierig sei, weil die Personal- 
frage kaum lösbar ist? 


IX. Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

IX, 1. Abgeordneter Darf man und in welchem Ausmaß von einer 
Varelmann indirekten Subvention des Verkehrs von 

schweren Lastzügen sprechen, da nach wieder- 
holten Angaben die steuerlichen Belastungen 
nicht im Einklang stehen mit dem Straßenbau 
und den Unterhaltungskosten und zusätzlich 
nicht in Übereinstimmung liegen mit der Be- 
lastung der Personenkraftwagen? 
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IX. 2. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß die Verkehrsentwicklung 
Varelmann sich nachteilig für zahlreiche Landgebiete aus- 

wirkt, dort, wo der Verkehr der Eisenbahn, 
Bundesbahn, Privatbahn aufgegeben und er- 
heblich eingeschränkt wurde, weil hier von 
seiten der Wirtschaft die Voraussetzung fehlt, 
zu wählen zwischen dem Schienen- und Stra- 
ßenverkehr im Vergleich zu Großstädten, wo 
diese Möglichkeit gegeben ist? 

IX. 3, Abgeordneter Ist in den nächsten Jahren eine weitere Ein- 
Varelmann Schränkung des Eisenbahnverkehrs auf Grund 

der Erweiterung des Verkehrs schwerer Last- 
züge zu befürchten? 

IX. 4. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht des 
Kreitmeyer Bundesverkehrsministers, daß die Elbeschiffer 

genügend Möglichkeit haben, im Falle der 
Vereisung der Elbe Schutzhäfen bei Alt-Garge 
oder Bleckede aufzusuchen und deshalb der 
Ausbau des Alandhafens bei Schnackent urg 
nicht erforderlich ist? 

IX. 5. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zur leichteren 
Haage (München) Auffindung von Straßennamen durch Autofah- 
rer und damit zur Erleichterung im Straßen- 
verkehr der Städte auf eine europäische Kon- 
vention über Namensschilder von Straßen zu 
drängen, in der die Art, Größe, Farbe, An- 
bringungsstelle usw. der Straßennamensschil- 
der einheitlich geregelt würden? 

IX. 6. Abgeordneter Welche Eisenbahnstrecken in Bayern beabsich- 
Lemmrich tigt die Deutsche Bundesbahn in den nächsten 

Jahren zu elektrifizieren? 

IX. 7. Abgeordneter Trifft es zu, daß bei der Planung des Auto- 
Dr. Mommer bahn-Teilstücks Heilbronn — Mannheim — Wall- 

dorf größere Verzögerungen eingetreten sind? 

IX. 8. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine gesetz- 
Unertl liehe Regelung dahin gehend zu treffen, daß 

im Interesse der Verkehrssicherheit alle Per- 
sonenwagen in Zukunft an den beiden hinte- 
ren Kotflügeln sogenannte Schmutzfänger zu 
führen verpflichtet sind? 

IX. 9. Abgeordneter Ich frage den Herrn Bundesverkehrsminister, 
Rademacher wann nach den Planungen der Deutschen Luft- 

hansa AG endlich mit einer direkten Verbin- 
dung zwischen den beiden größten Städten der 
Bundesrepublik Deutschland Hamburg und 
München zu rechnen ist. 

IX. 10. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesverkehrsminister be- 
Baiisch kannt, daß das Diakonissenmutterhaus für 

Evangelische Kinderschwestern in Großhep- 
pach über Waiblingen sich durch den zwei- 
bahnigen Ausbau der Bundesstraße 29 zwi- 
schen Waiblingen und Großheppach mit einer 
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um zwei Meter erhöhten und deshalb noch 
mehr Verkehrslärm verbreitenden, unmittel- 
bar am Mutterhaus vorbeiführenden Fahr- 
bahn in seiner Existenz bedroht fühlt? 


IX. 11. Abgeordneter Weiß der Herr Bundesverkehrsminister, daß 
Bausch das Planfeststellungsverfahren für den zwei- 

bahnigen Ausbau der Bundesstraße 29 zwi- 
schen Waiblingen und Großheppach überhaupt 
noch nicht abgeschlossen ist, daß aber das 
Innenministeriuia Baden-Württemberg trotz 
der Geltendmachung schwerster Bedenken 
durch das Diakonissenmutterhaus für Evange- 
lische Kinderschwestern in Großheppach we- 
gen vermehrter Lärmbelästigung gleichwohl 
jetzt schon erklärt hat, daß nicht die Absicht 
bestehe, eine grundsätzliche Änderung der 
Planung vorzunehmen? 


Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit 
dahin zu wirken, die Straßenführung der B 29 
zwischen Waiblingen und Großheppach mög- 
lichst unter Anlehnung an einen Alternativ- 
vorschlag des Verkehrswissenschaftlers Pro- 
fessor Leibbrand — der nunmehr eine Tras- 
senführung in Anlehnung an die Rems vor- 
sieht — in jedem Fall aber so zu gestalten, 
daß den berechtigten und bisher in keiner 
Weise ausgeräumten Bedenken des Diakonis- 
senmutterhauses für Evangelische Kinder- 
schwestern in Großheppach Rechnung getra- 
gen wird und die Existenz dieser seit 107 Jah- 
ren bestehenden wichtigen Anstalt der Inne- 
ren Mission der Evangelischen Landeskirche 
Württembergs erhalten bleibt? 


IX. 13. Abgeordneter Beabsichtigt die Deutsche Bundesbahn, die 
Dr. Müller-Emmert Eisenbahnstrecke Mainz (bzw. Bingerbrück/ 
Bingen) — Bad Kreuznach — Kaiserslautern, 
die für die Fernverbindungen von Bonn, 
Frankfurt und Mainz nach Saarbrücken, Metz 
und Paris von wesentlicher Bedeutung ist, zu 
elektrifizieren? 


IX. 12. Abgeordneter 

Bausch 


IX. 14. Abgeordneter Was hat das Bundesverkehrsministerium ver- 
Lautenschlager anlaßt, die bereits zugesagten Mittel für die 
Verbreiterung der beiden Straßenbrücken im 
Zuge der B 20 im Ortsteil Janahof im Süden 
der Stadt Cham (Opf.) nicht zu bewilligen? 


IX. 15. Abgeordneter Ist das Bundesverkehrsministerium bereit, dem 
Lautenschlager Land Bayern für die unvorhergesehene Ko- 
stenbeteiligung an dem Brückenbau über die 
Warme Pastritz an der deutsch-tschechischen 
Grenze bei Furth (im Wald) am Ende der 
Bundesstraße 20 Sondermittel in Höhe von 
voraussichtlich 500 000 DM zuzuweisen? 
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IX. 16. Abgeordneter Welcher Auffassung ist die Bundesregierung 
Peiter in der Frage, für alle PKW's generell die Mit- 

nahme von Feuerlöschern anzuordnen, damit 
bei Verkehrsunfällen, die zu Bränden führen, 
unmittelbare Hilfe durch andere Verkehrs- 
teilnehmer möglich ist? 

DC. 17. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit Maßnahmen 

Drösdier zu treffen mit dem Ziel, daß die durch den 

wachsenden Betrieb bzw. durch die Signalan- 
lagen der Schiffe immer größer werdende 
Lärmbelästigung für die an den Rheinufern 
wohnende Bevölkerung, insbesondere an den 
Sonn- und Feiertagen, auf ein erträgliches 
Maß zurückgeführt wird? 

IX. 18. Abgeordneter Ist das Bundesverkehrsministerium bereit, die 
Dröscher Bemühungen der Wirtschaft und der kommu- 

nalen Verwaltungen aus dem unteren Nahe- 
raum zu unterstützen, die eine Elektrifizierung 
der Bundesbahnlinie durch das Alsenztal mit 
dem Ziel anstreben, eine Verbesserung der 
Verbindung zum pfälzischen Wirtschaftsraum 
zu erreichen? 

IX. 19. Abgeordnete Hat die Bundesregierung Überlegungen ange- 
Frau Haas stellt, ob nicht durch Einbau von stärkeren 

Motoren in langsam fahrende Kraftwagen 
deren Fahrgeschwindigkeit erhöht und damit 
die Unfallgefahr beim Überholen verringert 
werden köimte? 

IX. 20. Abgeordneter Ich frage die Bundesregierung, ob sie bereit 

Kreitmeyer ist, mit den ihr zur Verfügung stehenden 

Mitteln zur Wiederbelebung des Schienenver- 
kehrs zwischen Dannenberg— Lüchow und 
Lüchow— Lübbow dahin gehend auf die Bun- 
desbahndirektion einzuwirken, daß die oben- 
genannten Strecken der Lüchow-Schmarsauer 
Eisenbahn GmbH — hinter der die Ost-han- 
noversche Eisenbahn steht — zur Betriebs- 
führung im Güter- und Personenverkehr über- 
geben werden. 


X. Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 

X. 1. Abgeordneter Beabsichtigt die Deutsche Bundespost die Post- 
Lemmridh Ordnung § 14 III dahin gehend zu ändern, daß 

in Zukunft Briefmarkensammler die auf Pa- 
ketkarten aufgeklebten Briefmarken behalten 
können? 

X. 2. Abgeordnete Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost für 
Frau Dr. Flitz die Installation eines Fernsprechanschlusses 
(Wilhelmshaven) eine Pauschalgebühr erhebt, gleichgültig, wel- 
che Leistung vollbracht wird? 
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X. 3. Abgeordnete Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 

Frau Dr. Flitz ein Fernsprechteilnehmer bei dem Anschluß 
(Wilhelmshaven) seines Apparates an eine vorhandene Leitung 
die gleiche Pauschale von 90 DM bezahlen 
muß wie für die Installation eines Fernsprech- 
anschlusses mit langer Freileitung und größe- 
rer Hausinstallation, obwohl die Arbeitslei- 
stung in einem solchen Fall im allgemeinen 
nicht mehr als 30 Minuten beträgt? 

X. 4. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundespostminister bekannt, 
Unertl daß durch die bisher nicht erfolgte Fertigstel- 

lung des geplanten neuen Knotenamtes in 
Passau einem großen Teil des östlichen nie- 
derbayerischen Raumes die Umschaltung in 
die Landesfernwahl nicht möglich ist? 

X. 5. Abgeordneter Wann ist mit der Fertigstellung des geplanten 
Unertl Knotenamtes in Passau zu rechnen, um damit 

eine nachhaltige Verbesserung der Telefon- 
und Fernschreib{Telex)-Verhältnisse im Rau- 
me Passau und im östlichen Niederbayern zu 
erreichen? 

X 6, Abgeordneter Ist dem Bundespostministerium bekannt, daß 
Maucher es zwischen der Bundespost und den Gemein- 

den immer wieder zu Schwierigkeiten betref- 
fend der Kabelverlegung auf Gehwegen usw. 
kommt? 

X 7. Abgeordneter Ist das Bundespostministcrium bereit, diesem 
Maucher in Frage X '6 erwähnten Übelstand dadurch 

abzuhelfen, indem die Planung über Verle- 
gungen von Kabeln und dergleichen auf meh- 
rere Jahre hinaus den Gemeinden mitgeteilt 
wird, damit sich die Gemeinden über beab- 
sichtigte Straßenbauarbeiten darauf einstellen 
können? 

XI. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung 

XI 1 Ahqeordnetor Ist die Bundesregierung bereit, durch Rechts- 
Spies *) Verordnung zu bestimmen, daß jede Kündi- 

gung eines Hauptmietverhältnisses gleichzei- 
tig schriftlich der unteren Verwaltungsbehörde 
angezeigt werden muß und daß von dieser 
Anzeige die Rechtswirksamkeit der Kündi- 
gung abhängig gemacht wird? 

\I. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Spies *) mit einer Rechtsverordnung nach Frage XI/1 

reale Zahlen über erfolgte Kündigungen zu- 
stande kämen, die Gemeinden rechtzeitig 
wüßten, was hinsichtlich der Unterbringung 
auf sie zukommt und sich mancher Vermieter 
eine Kündigung besser überlegen würde? 

*) Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwoitung ei iivcr standen 
erklärt. 
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XI. 3. Abgeordnete Ich frage die Bundesregierung, ob der soziale 

Frau Haas Wohnungsbau nicht dadurch wirksamer ge- 

staltet werden könnte, daß junge Familien, 
deren Ernährer einen gesicherten Arbeitsplatz 
haben, die gleidien Vergünstigungen aus öf- 
fentlichen Mitteln bekommen wie gemeinnüt- 
zige Wohnungsbaugesellschaften, insbesonde- 
re die „Neue Heimat''. 

XI. 4. Abgeordnete Hält es die Bundesregierung für angebracht, 

Frau Haas daß in der bevorstehenden Novelle zum Woh- 

nungsbaugesetz die Bestimmungen über die 
Anerkennung von Eigenheimen alleinstehen- 
der Personen als Familienheime dahin gehend 
geändert werden, daß auch die Personen, für 
die ein Alleinstehender sorgt oder auf die er 
angewiesen ist, als Familienmitglieder gezählt 
werden? 


XIL Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 

XIL 1. Abgeordneter Bis wann kann mit dem Neubau für das Bun- 
Dr. Müller-Emmert desverfassungsgericht in Karlsruhe begonnen 
werden? 

Stimmt es, daß im neuerbauten Botschaftsge- 
bäude der Deutschen Botschaft in Paris keine 
Kantinenräume für dort beschäftigte Bot- 
schaftsbedienstete vorgesehen wurden? 

XIL 3. Abgeordneter Wer ist für dieses in Frage XII/2 genannte 
Börner Versäumnis verantwortlich? 

XIII. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei 
Impfungen gegen die Tollwut 6 Injektionen 
erforderlich sind, welche für die Betroffenen 
vielfach eine große gesundheitliche Belastung 
darstellen? 

Ist die Bundesregierung bereit, einem For- 
schungsinstitut finanzielle Unterstützung zu 
gewähren, damit dort ein Serum entwickelt 
werden kann, durch das nur eine Injektion 
gegen Tollwut notwendig wird? 

XIII. 3. Abgeordneter Da vom 1. Oktober 1964 an nur noch Wasdi- 
Jacobi (Köln) und Reinigungsmittel mit sogenannten wei- 
chen Detergentien hergestellt und in den 
Handel gebracht werden dürfen, die gegen- 
über den bisher gebräuchlichen in biologischen 


*) Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt. 


XIII. 2. Abgeordneter 

Riegel 

(Göppingen) *) 


XIII. 1. Abgeordneter 

Riegel 

(Göppingen) ^) 


XII. 2. Abgeordneter 

Bömer 
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Kläranlagen leichter und schneller abgebaut 
werden können, frage ich die Bundesregie- 
rung: 

Wieviel a) mechanisch, b) biologisch arbeiten- 
de Kläranlagen gibt es in der Bundesrepublik? 

XIII. 4. Abgeordneter Wieviel a) mechanisch, b) biologisch arbeiten- 

Jacobl (Köln) de Kläranlagen sind in der Bundesrepublik im 

Bau? 


XIII. 5. Abgeordneter 

Jacobi (Köln) 


Wie groß ist der Fehlbedarf an Kläranlagen 
in der Bundesrepublik? 


XIII. 6. Abgeordneter 
Dr. Kohut 


Bestehen für die Durchführung des ärztlichen 
Sonntagsdienstes im Bundesgebiet einheitliche 
Richtlinien? 


XIII. 7. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Schwierigkeiten 
Dr, Kohut bekannt, die beim ärztlichen Sonntagsdienst 

mancherorts für Arzte und Patienten bestehen? 


XIII. 8. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den 
Dr. Kohut diensthabenden Ärzten am Sonntag Autoruf- 

anlagen zur Verfügung zu stellen, um damit 
gefährdende und unnötige Wartezeiten zu 
vermeiden? 


Bonn, den 10. April 1964 
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